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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/2 — 73100 — 5583/66 


Bonn, den 7. September 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Mühlengesetzes 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 297. Sitzung 
am 15. Juli 1966 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertretjer des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Mühlengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Mühlengesetz in der Fassung vom 1. Sep- 
tember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1057) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert; 

a) In Nummer 1 werden die Worte „eine 
Tonne" durch die Worte „drei Tonnen" er- 
setzt. 

b) In Nummer 2 werden die Worte „bis zu 
einer Tonne" durch die Worte „bis zu drei 
Tonnen" ersetzt. 

c) In Nummer 4 werden die Worte „Verteidi- 
gungs- oder Katastrophenfall" durch die 
Worte „Verteidigungsfall oder bei einer 
Versorgungskrise" ersetzt. 

d) Folgende neue Nummer 5 wird eingefügt: 

„5. die Aufnahme und Wiederaufnahme des 
Betriebes einer Mühle sowie die Erwei- 
terung ihrer Tagesleistung im Verteidi- 
gungsfall oder bei einer Versorgungs- 
krise;" 

e) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6 
und erhält folgende Fassung: 

„6. die probeweise Benutzung einer Mühle, 
um ihre Betriebsfähigkeit für einen der 
in Nummer 5 genannten Fälle zu über- 
prüfen; in einem Kalendervierteljahr 
darf dabei nicht mehr als ein Zehntel 
der zulässigen Tagesleistung an Ge- 
treide zu den in § 2 Abs. 1 genannten 
Erzeugnissen verarbeitet werden." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wenn eine Mühle auf ein teil- oder 
vollautomatisches Mahlverfahren umgestellt 
werden soll, ist die Erweiterung der Tages- 
leistung insoweit zu genehmigen, als die Um- 
stellung ohne die Erweiterung der Tages- 
leistung nicht möglich ist. Auf Grund der 
Genehmigung darf in zwei aufeinanderfol- 
genden Kalendervierteljahren nicht mehr 
Getreide zu den in § 2 Abs. 1 genannten 
Erzeugnissen verarbeitet werden, als der 
Tagesleistung der Mühle bei Inkrafttreten 


dieses Gesetzes zuzüglich einer bisher ge- 
nehmigten Erweiterung der Tagesleistung 
entspricht." 

b) Die folgenden Absätze 3 a, 3 b und 3 c wer- 
den eingefügt: 

„(3 a) Die Verlegung des Betriebes einer 
Mühle ist zu genehmigen, wenn 

1. das Gebiet, aus dem das in § 2 
Abs. 1 genannte Getreide bisher 
bezogen wurde, und das Gebiet, 
in das die in § 2 Abs. 1 ge- 
nannten Erzeugnisse bisher ge- 
liefert wurden, sich nicht we- 
sentlich ändern und 

2. das Mühlengrundstück im öffent- 
lichen Interesse für andere 
Zwecke benötigt wird oder der 
Betrieb infolge eines durch hö- 
here Gewalt verursachten Scha- 
dens nicht länger als zwei Jahre 
geruht hat. 

(3 b) Die Verlegung des Betriebes einer 
Mühle durch Stillegung dieses Betriebes und 
Zusammenlegung mit dem Betrieb einer an- 
deren Mühle ist zu genehmigen, wenn 

1. die Gebiete nach Absatz 3 a 
Nr. 1 sich bei der aufnehmenden 
Mühle außer durch Ausdehnung 
auf die Gebiete der zu verle- 
genden Mühle nicht wesentlich 
ändern, 

2. in der zu verlegenden Mühle 
die in § 2 Abs. 1 genannten Er- 
zeugnisse nicht mehr hergestellt 
werden können, 

3. die Stillegung der zu verlegen- 
den Mühle für 30 Jahre durch 
die Eintragung einer beschränk- 
ten persönlichen Dienstbarkeit 
im Grundbuch zugunsten der 
Bundesrepublik Deutschland, ver- 
treten durch das Bundesamt für 
Ernährung und Forstwirtschaft, 
sichergestellt ist. 

Mit der Genehmigung nach Satz 1 ist für die 
aufnehmende Mühle die Genehmigung zur 
Erweiterung der Tagesleistung um die aus- 
genutzte Tagesleistung der zu verlegenden 
Mühle zu erteilen. Die ausgenutzte Tages- 
leistung wird aus der Getreidemenge, die in 
der zu verlegenden Mühle in der Zeit vom 
1. Juli 1963 bis zum 30. Juni 1966 zu den in 
§ 2 Abs. 1 genannten Erzeugnissen verarbei- 
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tet wurde, geteilt durch die Zahl 828 errech- 
net. Die Zahl 828 ist zu vermindern um die 
Zahl der Betriebstage, an denen die zu ver- 
legende Mühle geruht hat, höchstens jedoch 
um 276 Betriebstage, wenn das Ruhen auf 
bauliche oder maschinelle Veränderungen, 
und höchstens um 552 Betriebstage, wenn 
das Ruhen auf einen durch höhere Gewalt 
verursachten Schaden zurückzuführen ist. 
Bruchteile von einer Tonne Tagesleistung 
sind auf eine Tonne aufzurunden. Grund- 
lage für die Berechnungen sind die Meldun- 
gen, die nach der Neunzehnten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Getreidegesetz vom 
25. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 434) zu 
erstatten waren. 

(3 c) Die Genehmigungen nach den Ab- 
sätzen 3 a und 3 b sind zu versagen, wenn 
durch die Verlegung die zur Sicherstellung 
der Versorgung der Bevölkerung mit den in 
§ 2 Abs. 1 genannten Erzeugnissen erforder- 
liche angemessene Streuung der Mühlen ver- 
schiedener Größenklassen im Bundesgebiet 
nicht mehr gegeben sein würde." 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 Satz 1 zweiter Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„die Abgabe kann auch zur Zahlung von 
Pauschalbeträgen und Arbeitnehmerabfin- 
dungen nach den Absätzen 1 und 4 sowie 
für Verwaltungskosten, die durch die Über- 
wachung der Einhaltung der Vorschriften des 
§ 1 Abs. 1 entstehen, verwendet werden. 


soweit sie für die in Halbsatz 1 genannten 
Zwecke nicht benötigt wird." 

b) Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) Wird die Abgabe nicht rechtzeitig 
entrichtet, so werden Säumniszuschläge in 
entsprechender Anwendung des Steuersäum- 
nisgesetzes vom 13. Juli 1961 (Bundesgeset- 
blatt I S. 981, 993) in der jeweils gültigen 
Fassung erhoben." 

4. § 12 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung; 

„2. in den Fällen des § 1 Abs. 2 Nr. 6 in einem 
Kalendervierteljahr Getreide über die zu- 
lässige Menge hinaus zu den in § 2 Abs. 1 
genannten Erzeugnisse verarbeitet,". 

5. In § 14 wird die Jahreszahl „1966" durch die 

Jahreszahl „1969" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Nummer 1 

Buchstaben a und b 

Ziel des Mühlengesetzes ist die Sicherung der Er- 
nährung der Bevölkerung mit Getreidemahlerzeug- 
nissen, insbesondere im Verteidigungsfall sowie bei 
Versorgungskrisen. Um dieses Ziel zu erreichen, ist 
nach geltendem Recht unter anderem die Errichtung 
neuer Mühlen und die Erweiterung der Tageslei- 
stung bestehender Mühlen über eine Tonne Tages- 
leistung genehmigungsbedürftig. Nach den Erfah- 
rungen der letzten Zeit erscheint es bei einer aber- 
maligen Verlängerung des Mühlengesetzes im Hin- 
blick auf eine gewisse Konsolidierung der Mühlen- 
struktur vertretbar, die Genehmigungspflicht nach 
§ 1 Abs. 1 auf Mühlen mit einer Tagesleistung bis 
zu 3 t entfallen zu lassen. Durch die Gesetzesände- 
rung wird eine gesunde Streuung der Mühlen im 
Bundesgebiet weiter gefördert. Eine moderne hand- 
werkliche 3-t-Mühle, die nach dem Stand der Tech- 
nik auch automatisch betrieben werden kann, gibt 
dem Müller eine seinem Beruf entsprechende Exi- 
stenzgrundlage. 

Buchstabe c 

In Anlehnung an § 3 Abs. 1 des Ernährungssicher- 
stellungsgesetzes vom 24. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 938) wird die Bezeichnung „Katastro- 
phenfaU" durch die Bezeichnung „Versorgungs- 
krise" ersetzt. 

Buchstabe d 

In einem Verteidigungsfall oder bei einer Versor- 
gungskrise sollen die Aufnahme und Wiederauf- 
nahme des Betriebes einer Mühle sowie die Erwei- 
terung ihrer Tagesleistung ebenfalls keiner Geneh- 
migung bedürfen. Dies trifft sowohl für stationäre 
als auch für transportable Mühlen zu. Die Befreiung 
von der Genehmigungsbedürftigkeit gilt nur für die 
Dauer des Verteidigungsfalles oder der Versor- 
gungskrise. 

Buchstabe e 

Die Vorschrift folgt aus der Einfügung der neuen 
Nr. 5. 

Nummer 2 

Buchstabe a 

Mit der Ersetzung der Worte „kann genehmigt wer- 
den" durch die Worte „ist ... zu genehmigen" in 
Satz 1 wird die bisherige Regelung dahin geändert, 
daß der Müller bei Vorliegen der Voraussetzungen 


des Satzes 1 einen Anspruch auf die Genehmigung 
erhält. Durch die Einfügung des Wortes „bisher" 
in Satz 2 werden Zweifelsfragen behoben. 

Buchstabe b 

Die Verlegung des Betriebes einer Mühle — wobei 
auch die Verlegung in einen anderen Mühlenbetrieb 
in Betracht kommt — bedarf nach den bisherigen 
Erfahrungen mit dem Mühlengesetz einer beson- 
deren Regelung. Die aufgestellten Voraussetzungen 
sollen sicherstellen, daß das Ziel des Mühlengeset- 
zes - — ■ die Sicherstellung der Ernährung der Bevöl- 
kerung — nicht gefährdet wird. Die Zahl 828 ent- 
spricht auch der in der Dritten Verordnung zur 
Durchführung des Mühlengesetzes vom 3. Dezember 
1957 (Bundesanzeiger Nr. 234 vom 5. Dezember 
1957) angenommenen durchschnittlichen Zahl von 
276 Betriebstagen in einem Getreidewirtschaftsjahr 
(1. Juli bis 30. Juni) multipliziert mit der Zahl 3, 
weil von den Getreidemengen auszugehen ist, die in 
den drei Getreide Wirtschaftsjahren 1963/64, 1964/65 
und 1965/66 verarbeitet wurden. 

Nummer 3 

Buchstabe a 

Der Vorstand der Mühlenstelle überwacht durch 
örtliche Erhebungen, ob eine Mühle ohne Geneh- 
migung errichtet, aufgenommen, wiederaufgenom- 
men, der Betrieb einer Mühle verlegt oder die 
Tagesleistung einer Mühle erweitert worden ist 
(§ 1 Satz 1 der Ersten Verordnung zur Durchführung 
des Mühlengesetzes vom 30. Juli 1957 — Bundes- 
anzeiger Nr. 146 vom 2. August 1957). Die durch 
diese Uberwachungstätigkeit entstehenden Verwal- 
tungskosten hat der Vorstand der Mühlenstelle bis- 
her, weil eine andere Rechtsgrundlage nicht vor- 
handen ist, dem Aufkommen der Abgabe nach dem 
Getreidegesetz entnommen (Zwanzigste Durchfüh- 
rungsverordnung zum Getreidegesetz vom 20. Juli 
1964 — - Bundesgesetzbl. I S. 492). Es erscheint 
zweckmäßig, zu bestimmen, daß diese Verwaltungs- 
kosten nunmehr aus dem Aufkommen der Abgabe 
nach dem Mühlengesetz gedeckt werden können. 

Buchstabe b 

Das Steuersäumnisgesetz von 1934 ist durch das 
Steuersäumnisgesetz von 1961 ersetzt worden. Die 
Neufassung berücksichtigt diese Änderung und wird 
damit § 6 der Zwanzigsten Durchführungsverord- 
nung zum Getreidegesetz (Abgabeordnung für die 
Mühlenstelle) angepaßt. 

Nummer 4 

Notwendige Anpassung im Hinblick auf Artikel 1 
Nr. 1 Buchstabe e. 
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Nummer 5 

Die Ernährung der Bevölkerung mit Getreidemahl- 
erzeugnissen kann nur sichergestellt werden, wenn 
eine gesunde Mühlenwirtschaft vorhanden ist. Um 
zu verhindern, daß die noch bestehende Überkapa- 
zität uneingeschränkt und in einem nicht vertret- 
baren Umfang vergrößert wird und damit der Erfolg 
der Stillegungsaktion nicht in Frage gestellt wird, 
ist es notwendig, das Genehmigungserfordernis be- 
stehen zu lassen. Eine Verlängerung bis zum 31. De- 
zember 1969, dem Ende der EWG-Übergangszeit, 
erscheint geboten, um den Anschluß an die in Er- 
wägung gezogene EWG-Regelung sicherzustellen. 


Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Das Gesetz soll am Tage nach der Verkündung 
in Kraft treten. 

Bei Ausführung des Gesetzes entstehen Bund, Län- 
dern und Gemeinden keine zusätzlichen Verwal- 
tungskosten. Die in Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a 
genannten Verwaltungskosten werden dem Auf- 
kommen der Abgabe entnommen, die die Mühlen 
zu entrichten haben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Artikel 1 

Nummern 1 Buchstaben d und e und Nummer 4 
sind zu streichen. 

i 

Begründung | 

Besondere Vorschriften über die Aufnahme, 
Wiederaufnahme oder Erweiterung eines Müh- 
lenbetriebes erübrigen sich, weil das Ernährungs- 
sicherstellungsgesetz in § 1 Nr. 11 die entspre- 
chende Handhabe hierzu für den Verteidigungs- 
fall bietet. Für den Fall einer Versorgungskrise 
sind diese Maßnahmen, wie sich aus § 3 ergibt, 
jedoch nicht vorgesehen, weil es bei einer Ver- 
sorgungskrise nicht vertretbar erschien, so 
schwerwiegende Eingriffe in die Wirtschaft vor- 
zunehmen. 

Die Streichung der Nummer 4 ist eine Folge der | 
Streichung der Nummer 1 Buchstabe d. | 

2. Entschließung 

„Die auf Grund des Mühlengesetzes durchge- 
führte Stillegungsaktion von Mühlen mit Hilfe 
öffentlicher Mittel hat zwar die Überkapazität 
der Mühlenwirtschaft um ca. 10 000 t Tages- 
leistung abgebaut. Trotzdem bleibt ein weiterer 
Kapazitätsüberhang von ca. 5000 t Tagesleistung 
abzubauen, um damit eine befriedigende Aus- 
lastung und ausreichende Rentabilität der deut- 
schen Mühlenwirtschaft zu erreichen. 

Die Bemühungen der deutschen Mühlenwirt- 
schaft, die endgültige Strukturbereinigung aus 
eigener Kraft zu Ende zu führen, sollten daher 
gefördert werden. 

Eine beschleunigte Hilfestellung erscheint ge- 
boten, weil in der EWG ab 1. Juli 1967 gemein- 
same Getreidepreise gelten sollen. Von diesem 


Zeitpunkt ab ist auf Grund des Kostenvor- 
sprungs besser ausgelasteter Mühlen in den 
EWG-Partnerstaaten mit einem starken Wett- 
bewerbs- bzw. Preisdruck auf dem Mehlsektor zu 
rechnen, der sich nicht nur auf die Mühlen, son- 
dern auch auf den Absatz der deutschen Brot- 
getreideerzeugung auswirken würde. 

Es muß außerdem damit gerechnet werden, daß 
der deutsche Mehlabsatz und mittelbar damit 
auch der deutsche Brotgetreideabsatz vom 1. Juli 
1967 ab für geraume Zeit auch durch wesentlich 
preisgünstigere Konkurrenzangebote aus den 
EWG-Partnerländern gefährdet wird, weil den 
dortigen Mühlen noch erhebliche Vorräte an 
billigerem Getreide und Mehl auf Basis der vor 
dem 1. Juli 1967 gültigen Getreidepreise zur Ver- 
fügung stehen werden. Es ist noch nicht abzu- 
sehen, ob hierfür durch eine Übergangslösung 
Abhilfe geschaffen werden wird. 

Der Bundesrat ist daher der Auffassung, daß 
durch eine steuerliche Vergünstigung die Initia- 
tive der Mühlenwirtschaft zur endgültigen Berei- 
nigung ihrer Struktur aus eigenen Mitteln ver- 
stärkt und unterstützt werden sollte. Das dabei 
anzuwendende Verfahren sollte in Anlehnung 
an das bisher unter Einsatz öffentlicher Mittel 
durchgeführte Verfahren so gestaltet werden, 
daß eine einheitliche Stelle, etwa der Vorstand 
der Mühlenstelle, die eine Anstalt öffentlichen 
Rechts ist, mit der Durchführung der Aktion be- 
traut wird. 

Diese Fragen bedürfen noch eingehender Über- 
prüfung. 

Um den vorerwähnten Grundsätzen bei der Än- 
derung des Mühlengesetzes Rechnung tragen zu 
können, erscheint es zweckmäßig, die sich im ein- 
zelnen ergebenden notwendigen Gesetzesände- 
rungen im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu formulieren.“ 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. — Artikel 1 Nr. 1 Buchstaben d und e sowie 
Nummer 4 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen ZU; sie weist aber darauf hin, daß die 
Streichung der Nummer 4 eine Folge der Streichung 
der Nummer 1 Buchstabe e, nicht des Buchstaben d 
ist. 


Zu 2. — Entschließung des Bundesrates 

Die Bundesregierung hält das Anliegen des Bundes- 
rates, daß durch eine steuerliche Vergünstigung die 
Initiative der Mühlenwirtschaft zur endgültigen Be- 
reinigung ihrer Struktur aus eigenen Mitteln ver- 
stärkt und unterstützt werden sollte, für förderungs- 
würdig. Die steuerliche Vergünstigung von Zahlun- 
gen unter Privatpersonen innerhalb der Mühlen- 
wirtschaft stößt jedoch auf erhebliche Schwierig- 
keiten bei der praktischen Durchführung; ferner 
muß der Gefahr von Mißbräuchen sowie von Be- 
rufungen anderer Wirtschaftszweige begegnet wer- 
den. Die bisherigen Erörterungen haben gezeigt, daß 
es nicht möglich ist, die sich ergebenden zahlreichen 
grundsätzlichen Fach- und Rechtsfragen in kurzer 
Zeit zu klären. 

Die Bundesregierung legt andererseits größten Wert 
darauf, daß das Änderungsgesetz bis zum 31. De- 
zember 1966 verkündet wird, damit in dem Geneh- 
migungserfordernis keine Unterbrechung eintritt. 
Aus diesem Grunde wurde der vorliegende Gesetz- 
entwurf aus dem Kreis weiterer gesetzgeberischer 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Mühlenwirtschaft, 
die zunächst zurückgestellt wurden, vorgezogen. 
Die Bundesregierung erwägt, das Anliegen des Bun- 
desrates im Rahmen der Vorbereitung dieser bisher 
zurückgestellten gesetzgeberischen Maßnahmen zu 
behandeln. 
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